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Fragen und Antworten
Welche Arbeitszeit gilt für Lehrlinge?

Während des Lehrverhältnisses gelten für die Arbeitszeit der 
Lehrlinge grundsätzlich die für Werktätige zutreffenden ar­
beitsrechtlichen Bestimmungen. Es gibt jedoch einige Beson­
derheiten, die sich aus dem Charakter des Lehrverhältnisses 
als Arbeite- und schulisches Ausbildungsverhältnis ergeben 
und die zum erhöhten Schutz jugendlicher Werktätiger erfor­
derlich sind.

Die Arbeitszeit der Lehrlinge umfaßt ihre Teilnahme an 
der theoretischen und an der berufspraktischen Ausbildung. 
Auch für Lehrlinge gilt gemäß § 161 Abs. 1 AGB die 5-Tage- 
Arbeitswoche. Die wöchentliche Arbeitszeit der Lehrlinge be­
trägt bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres 42 Stunden. 
Sind sie älter als 16 Jahre, beträgt die Arbeitszeit 43 3/4 Stun­
den, sofern die berüfspraktische Ausbildung nicht im Schicht­
system erfolgt (§ 1 Abs. 1 der VO über Arbeitszeit und Erho­
lungsurlaub vom 29. Juni 1961 [GBl. II Nr. 41 S. 263] i. d. F. 
der VO über die durchgängige 5-Tage-Arbeitswoche und die 
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit in einigen Wochen 
mit Feiertagen vom 3. Mai 1967 [GBl. II Nr. 38 S. 237]).

Wird die berufspraktische Ausbildung im Schichtsystem 
durchgeführt (das ist in der Regel frühestens ab Beendigung 
der Grundlagenausbildung bzw. ab 2. Lehrjahr zulässig), be­
läuft sich die wöchentliche Arbeitszeit für Lehrlinge im Zwei­
schichtsystem auf 42 und für Lehrlinge im Drei- oder durch­
gehenden Schichtsystem auf 40 Stunden (vgl. VO über die 
weitere schrittweise Einführung der 40-Stunden-Arbeitswoche 
vom 29. Juli 1976 [GBl. I Nr. 29 S. 385]).

Für Lehrlinge unter 18 Jahren, die ihre berufspraktische 
Ausbildung im Schichtsystem erhalten, muß zwischen zwei 
Arbeitsschichten eine arbeitsfreie Zeit von mindestens 
13 Stunden liegen (§ 166 Abs. 3 AGB). Ein Lehrling unter 
18 Jahren, dessen theoretischer Unterricht z. B. um 7 Uhr be­
ginnt, muß folglich am Vortag seine berufspraktische Aus­
bildung spätestens um 18 Uhr beendet haben. Bei Lehrlingen 
über 18 Jahren muß die arbeitsfreie Zeit zwischen zwei Ar­
beitsschichten in der Regel mindestens 12 Stunden betragen 
(§ 166 Abs. 2 AGB).

Der tägliche theoretische Unterricht wird grundsätzlich in 
7 Unterrichtsstunden zu je 45 Minuten erteilt. Ist es einmal 
erforderlich, an einem Tag der Woche 8 Stunden Unterricht 
zu erteilen, sind am vorhergehenden bzw. nächstfolgenden 
Unterrichtstag nur 6 Stunden zu geben.

Für Lehrlinge der Klassen Berufsausbildung mit Abitur 
beträgt der theoretische Unterricht in der Regel 6 bis 7 Un­
terrichtsstunden je Tag (vgl. § 7 der АО über die Organisation 
des theoretischen und berufspraktischen Unterrichts in der 
Berufsbildung vom 20. Juli 1977 [GBl. I Nr. 25 S. 311]).

An Tagen, an denen theoretischer Unterricht erteilt wird, 
und an Prüfungstagen müssen Lehrlinge nur dann zur prak­
tischen Ausbildung in ihren Betrieb, wenn der Unterricht 
bzw. die Prüfungen einschließlich der dafür aufzuwendenden 
Fahr- und Wegezeiten nicht länger als 6 Stunden dauern 
(§ 182 Abs. 3 AGB).

Wird theoretischer Unterricht an einem Sonnabend erteilt, 
dann ist dem Lehrling der arbeitsfreie Werktag möglichst am 
darauffolgenden Montag zu gewähren. Ist theoretischer Un­
terricht an mehreren Sonnabenden hintereinander erforder­
lich, dann erhält der Lehrling anschließend die entsprechen­
den arbeitsfreien Werktage.

Für planmäßigen berufspraktischen Unterricht am Sonn­
abend und Sonntag bzw. an einem von beiden Tagen werden 
dem Lehrling die ihm zustehenden arbeitsfreien Tage (einer 
bzw. zwei) an anderen Werktagen gewährt. Das sollten mög­
lichst zwei zusammenhängende arbeitsfreie Tage sein, jedoch 
keine Tage, an denen theoretischer Unterricht erteilt wird 
(vgl. § 10 Abs. 1 bis 3 der АО über die Organisation des theo­
retischen und berufspraktischen Unterrichts, a. a. O.).

Kann ein Lehrling nach Beendigung seiner Lehre neben sei­
nem Facharbeiterzeugnis eine schriftliche Beurteilung ver­
langen?

Gemäß § 67 Abs. 1 Buchst, а AGB hat der Betrieb auch dann 
eine Beurteilung anzufertigen, wenn das Lehrverhältnis be­
endet wird. Der Lehrling hat demzufolge einen Rechtsan­
spruch auf eine Beurteilung, die für seinen weiteren Einsatz 
und seine Entwicklung als Facharbeiter von großer Bedeutung 
ist.

Die Pflicht zur Anfertigung der Beurteilung obliegt in je­
dem Fall dem Betrieb, der den Lehrvertrag abgeschlossen 
hat, und sie besteht unabhängig davon, ob der Lehrling einen 
entsprechenden Antrag stellte.

Der Betrieb ist auch dann verpflichtet, eine Beurteilung 
anzufertigen, wenn sich der Lehrling während des Lehrver­
hältnisses für ein Studium bewirbt oder wenn er ein berech­
tigtes Interesse an der Anfertigung einer Beurteilung nach­
weist (§ 67 Abs. 1 Buchst, c AGB). Nach Beendigung der Lehre 
muß der Betrieb auch dann eine Beurteilung anfertigen, 
wenn der Lehrling im Betrieb bleibt.

Die Leistungen und das Verhalten des Lehrlings während 
der Ausbildung werden regelmäßig neben den Noten einge­
schätzt und in die für die Berufsbildung geltenden Ordnungs­
mittel eingetragen. Diese Einschätzung bildet die Grundlage 
für die Beurteilung, wobei sich deren inhaltliche Anforderun­
gen aus § 68 Abs. 1 AGB ergeben. So ist umfassend einzu­
schätzen, wie der Lehrling das Ziel der Ausbildung (§ 129 
Abs. 2 AGB) erreicht hat. Dazu gehören Aussagen über seine 
Persönlichkeitsentwicklung, seine Fähigkeiten und Fertigkei­
ten, die Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins, sein 
Verhalten im jeweiligen Kollektiv, seine gesellschaftlichen 
Aktivitäten, seine Mitarbeit im sozialistischen Berufswettbe­
werb und in der MMM-Bewegung sowie sein Bestreben, be­
ständige Facharbeiterleistungen zu erreichen.

Die Beurteilung muß der Wahrheit entsprechen und Aus­
sagen über die wesentlichen, charakteristischen und ständigen 
Verhaltensweisen des Lehrlings enthalten (§ 68 Abs. 1 AGB). 
Nicht charakteristische Verhaltensweisen sind für die Beurtei­
lung ohne Bedeutung. Hinweise auf erloschene oder gestri­
chene Disziplinarmaßnahmen sind unzulässig.

Die Beurteilung ist im Arbeitskollektiv im Beisein des 
Lehrlings zu beraten (§ 68 Abs. 2 AGB). Über die vorgesehene 
Beratung muß der Betrieb die zuständige Gewerkschaftslei­
tung informieren; deren Vertreter können daran teilnehmen 
und ihre Auffassung zur Beurteilung darlegen (§ 68 Abs. 3 
AGB). Diese Informationspflicht und dieses Mitwdrkungsrecht 
sollten auch — obwohl das AGB dies nicht ausdrücklich vor­
sieht — gegenüber der FDJ-Leitung bestehen und von ihr 
wahrgenommen werden.

Die Beurteilung ist als ein betriebliches Dokument (Kopf­
bogen des Betriebes und nicht der Einrichtung der Berufs­
bildung) zweifach auszufertigen und von dem Leiter des Be­
triebes, der den Lehrvertrag abgeschlossen hat, bzw. von dem 
von ihm Beauftragten (z. B. dem Kaderleiter) zu unterzeich­
nen. Das Original der Beurteilung ist dem Lehrling unver­
züglich, spätestens aber 2 Wochen nach der Mitteilung des 
Lehrlings, daß er eine Beurteilung benötigt, auszuhändigen 
(§ 67 Abs. 1 AGB). Bei fristgemäßer Beendigung der Berufs­
ausbildung sollte die Beurteilung gemeinsam mit dem Fach­
arbeiterzeugnis und der Urkunde über die Ausbildung zum 
Facharbeiter ausgehändigt werden. Die zweite Ausfertigung 
der Beurteilung wird in die Personalakte aufgenommen.

Ist der Jungfacharbeiter mit der Beurteilung nicht einver­
standen, kann er innerhalb von 3 Monaten nach Aushändi­
gung der Beurteilung bei der Konfliktkommission bzw. beim 
Kreisgericht Einspruch einlegen (§69 AGB). In dem Antrag 
bzw. der Klage hat er darzulegen, in welcher Richtung er 
eine Änderung der Beurteilung verlangt.


